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Vorwort 

Die nachstehende Untersuchung geht auf eine Anregung des Bundes-
ministers für das Post- und Fernmeldewesen zurück. Das Manuskript 
wurde im Oktober 1979 abgeschlossen. 

Das Problem der Erweiterung des Wirkungskreises der Deutschen 
Bundespost w i r f t  ebenso aktuelle wie grundsätzliche Fragen des Ver-
fassungsrechts auf. I m Zentrum der Erörterungen steht nicht nur die 
Interpretation und inhaltliche Erfassung der verfassungsrechtlichen  Be-
griffe  des „Postwesens" und der „Bundespost" im Sinne des Grund-
gesetzes, sondern auch das prinzipielle Verhältnis zwischen Privat-
wirtschaft  und Sozialwirtschaft  der öffentlichen  Hand. Einen wesent-
lichen Teil der Erörterungen nimmt deshalb auch die Problematik des 
Schutzeffektes  der wirtschaftlichen Grundfreiheiten  vor der Konkur-
renz durch den wirtschaftenden Staat ein. Desgleichen stehen kompe-
tentielle Fragen im Vordergrund, die im Bereich der Sozialwirtschaft 
bislang kaum Beachtung gefunden haben. 

Bonn, im Mai 1980 

Fritz  Ossenbühl 
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I . Anlaß und Gegenstand der Untersuchung 

1. Der Wirkungsbereich der DBP im Widerstreit 
staatlicher und privater Interessen 

Die nachstehende Untersuchung soll die Frage klären, ob, inwieweit 
und auf  welche  Weise  der bestehende Wirkungskreis der Deutschen 
Bundespost (DBP) erweitert werden kann. Zur Erwägung steht zum 
einen eine funktionelle Anreicherung der herkömmlichen Dienstlei-
stungszweige, namentlich des Postscheck- und des Postsparkassen-
dienstes, zum andern die Einführung neuer Dienstzweige und Dienst-
leistungen, die noch nicht zum Arbeitsfeld der DBP gehören. Die An-
triebe und Beweggründe für solche Überlegungen folgen sowohl aus 
der stagnierenden und teils rückläufigen Inanspruchnahme der Post-
dienste1 mi t den daraus sich ergebenden ökonomischen Konsequenzen 
wie der Forderung nach neuen Arbeitsplätzen. 

So ist die DBP aufgerufen  worden, als „öffentlicher  Arbeitgeber 
ihren Beitrag zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit" zu leisten und das 
Dienstleistungsangebot der DBP zu erneuern und auszubauen. Hierbei 
ist auf zehn Möglichkeiten hingewiesen worden, die als Wege zur Aus-
weitung des Dienstleistungsprogramms der DBP empfohlen wurden. 
Dazu gehören2 

— Einführung eines Sozialdienstes („Altenhilfe") nach skandinavischem 
Muster als Ergänzung zur kommunalen Wohlfahrtspflege, 

— Aufbau eines Kurier-Dienstes, der auf Bestellung die Beförderung 
privater Schriftstücke oder kleiner Güter vornimmt, 

— Ausdehnung des Geldgeschäftes auf Geldwechsel (Devisen-Tausch), 
— Übernahme zusätzlicher Geldtransporte für Banken, 
— Einführung einer „Lotto"-Zahlkarte, 
— Einführung eines gebührengünstigen Massenortsbriefes  für Groß-

benutzer, die bislang selbst befördern (ζ. B. Gemeindeverwaltungen), 
— Verstärkte Werbemaßnahmen für die Post-Bankdienste, 

1 Vgl. etwa für den Paketdienst: Badura,  Der Paketdienst der Deutschen 
Bundespost, in : Jahrbuch der Deutschen Bundespost, 1977, S. 76 ff.  (78); 
An twor t der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage vom 4. Ju l i 1977 — 
BTDrucks. 8/715. 

2 Vgl. Deutsche Post Nr. 10 vom 20. 5.1977, Seite 6 und 7. 
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— Fahrkartenverkauf  für die Deutsche Bundesbahn und andere öffent-
liche Verkehrsträger, 

— Einführung einer DATA-Post, die Datenträger den Rechenzentren 
zuführen soll, 

— Verkauf von Verpackungsmaterial. 

Die Liste der Dienstleistungen, deren Aufnahme in das Leistungs-
angebot der Deutschen Bundespost erwogen wird, geht jedoch noch 
erheblich weiter. Sie betrifft  über die bereits genannten Punkte hin-
aus insbesondere 
— eine Ausweitung der Postbankdienste (Dispositionskredite für Teil-

nehmer am Gehaltskontenverfahren,  Schaffung  angemessener Uber-
ziehungsmöglichkeiten im Postscheckdienst, Einführung bankübli-
cher Aktivgeschäfte, Bereitstellung von Programmpaketen für Post-
scheckkunden, Gewährung von Krediten im Postsparkassendienst, 
Ausgabe von Sparbriefen  und Wertpapieren sowie Anlage von 
Termingeldern im Postsparkassendienst), 

— Annahme und Auslieferung von Reisegepäck und Expreßgut der 
Deutschen Bundesbahn, 

— Einführung von Container-Sendungen, 

— Verkauf von Kfz-Steuerplaketten, 

— Verkauf von Bundesschatzbriefen, 
— Verkauf von Gegenständen für gemeinnützige (z.B. Plaketten, Me-

daillen) oder erwerbswirtschaftliche  Zwecke (ζ. B. Briefpapier  u. ä.), 
— Erbringen von Dienstleistungen durch Vermietung von Sachmitteln 

und Überlassung von Personal. 

Bei der Aufzählung möglicher Agenden für eine Ausweitung des 
Wirkungskreises der DBP ist noch nicht jener Arbeitsfelder  gedacht, 
die das Heraufkommen neuer technischer Kommunikationsmittel wie 
Kabelfernsehen, Video-Text, Bildschirmtext, Bürofernschreiben,  Fern-
kopieren usw. eröffnet.  Es indiziert nicht nur die Konkurrenzsituation, 
sondern auch und insbesondere die grundsätzliche Lage im Spannungs-
feld zwischen wirtschaftlichem Wettbewerb und der Erfül lung staat-
licher Aufgaben, in der sich die DBP befindet, wenn gerade im Bereich 
der neuen Kommunikationsmedien der DBP weitere Akt iv i täten strei-
t ig gemacht werden, und zwar nicht nur durch die Privatwirtschaft 8, 
sondern auch durch andere Ressorts4. 

» Vgl. etwa für den Antennenbau: „E in Kar te l l zwischen Post und Groß-
industr ie", FAZ vom 16.12.1978. 

4 Vgl. betreffend  den Fernkopierdienst („Telefax") den Bericht über 
„grundsätzliche Bedenken" des Wirtschaftsministeriums,  FAZ vom 13. 6.1978: 
„Die Post soll den Wettbewerb nicht beschränken." 



. An la und Gan der Untersuchung 

Ausweitungen der DBP werden im Namen der Marktwirtschaft  und 
Wettbewerbsfreiheit  von dritter Seite bekämpft, von der DBP selbst 
hingegen im Interesse einer effektiven  Staatsaufgabenerfüllung  an-
gestrebt. Damit leuchtet der politische Horizont des Kampffeldes  deut-
lich auf. Zugleich offenbaren  sich aber auch einige Zentralfragen  ver-
fassungsrechtlicher  Ar t , auf die nachstehende Untersuchung eine Ant -
wort geben soll. 

2. Präzisierung der Fragestellung 

Die nachstehenden Erörterungen behandeln von der aufgezeigten 
Thematik nur den Teil,  der zum „Postwesen" gehört. Das „Fernmelde-
wesen" und die sich mi t dem Heraufkommen neuer Kommunikations-
möglichkeiten stellenden Abgrenzungsprobleme bleiben deshalb außer-
halb der Betrachtungen. Eine Antwort w i rd insbesondere auf folgende 
Fragen gegeben: 

a) Welche Tätigkeiten der DBP werden von dem verfassungsrecht-
lichen Begriff  des „Postwesens" bzw. der „Bundespost" umschlossen? 

b) Inwieweit kann die DBP im Rahmen der Erfül lung staatlicher 
(kommunaler) Aufgaben anderen Verwaltungsträgern „Erfüllungs-
hilfe" leisten? 

c) Inwieweit kann die DBP Tätigkeiten im privatwirtschaftlichen  Be-
reich übernehmen? 

2. Präzisierung der Fragestellung 

Die vorstehenden Fragestellungen sind erkennbar an juristischen 
Kategorien von Agenden und Handlungsbereichen orientiert. I n der 
Tat w i rd es für die Frage nach der Zulässigkeit einer Ausweitung der 
Postdienste in erster Linie auf die Zuordnung zu solchen juristisch 
orientierten Handlungsbereichen (hoheitliche Verwaltung, pr ivatwir t -
schaftliches Handeln) ankommen. Um die sich stellenden Zuordnungs-
probleme zu bewältigen, ist es deshalb notwendig, die Agenden der 
Post unter rechtlichen Gesichtspunkten aufzuschlüsseln. So w i rd in 
drei Hauptteilen untersucht, 

— wieweit sich die Agenden des „Postwesens" im verfassungsrecht-
lichen Sinne erstrecken, 

— inwieweit die DBP sonstige hoheitliche Verwaltungstätigkeit ausübt, 

— wo die Tätigkeit der DBP in das Feld der Privatwirtschaft  hinein-
ragt und sich als Teilnahme am wirtschaftlichen Leben, genauer am 
wirtschaftlichen Wettbewerb qualifizieren läßt. 


